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Haushaltsrede der FDP am    

11. Dezember 2025 
zur Ratssitzung der Gemeinde Everswinkel 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
sehr geehrte Anwesende, 
 
auch ich begrüße Sie ganz herzlich und freue mich, dass ich Ihnen als letzte Rednerin 
einen Einblick in die Visionen und Prioritäten der Orts-Liberalen für unsere Gemeinde 
geben darf. 
 
Da meine Vorredner*innen Sie schon in das umfangreiche Zahlenwerk dieses 
Haushalts eingeführt haben, möchte ich mich in den kommenden Minuten auf einzelne 
Maßnahmen konzentrieren und beschränke mich bei dem Zahlenwerk auf das für uns 
Wesentliche. 
 
Ein kleiner Rückblick zum Ausgang der Wahl mit anschließenden Konstituierungs-
Gesprächen darf an dieser Stelle nicht fehlen. 
 
Die Bürgerinnen und Bürger haben wie folgt gewählt:  
 

- CDU - 49,71 % - also aufgerundet 13 Ratsmandate 
- Bündnis 90/Die Grünen – 20,54 % -  5 Ratsmandate 
- SPD – 15,29 % - 4 Ratsmandate 
- FDP – 14,47 % - ebenfalls 4 Ratsmandate 

 
Das Grundgesetz – Artikel 20, Absatz 2 - sieht vor, dass alle Macht vom Volke ausgeht. 
Man nennt es auch – ACHTUNG: Volkssouveränität. Ich bin mir nicht sicher, ob das 
hier jedem im Saal bekannt ist. Für uns Liberale war eigentlich selbstverständlich, dass 
grundsätzlich jeder Ausschuss ein verkleinertes Abbild des Rates widerspiegeln sollte.  
 
Sehr verehrte Damen und Herren: Wie bewerten Sie in dem Zusammenhang 
folgendes Zitat?  
 
Es geht vieles, aber es ist nicht einmal zwingend, dass jede Fraktion in den 
Ausschüssen vertreten ist. 
 
Auf meine Frage, ob es eine unterschwellige Drohung sei, wurde mir versichert, dass 
man mir „nur“ die Rechtslage näherbringen wolle. 
 
Ich habe hier die mahnenden Abschiedsworte der ehemaligen CDU-Ratsfrau 
Magdalene Wierbrügge im Ohr: „Geht fair miteinander um.“ Wen oder was sie damit 
meinte, bleibt wahrscheinlich ihr Geheimnis.  
 
Genug über die Vergangenheit geredet – kommen wir zur Zukunft und somit zum 
aktuellen Haushaltsansatz. Zunächst zum Thema: 
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Ortskernumgestaltung: 
 
Insgesamt ist die Maßnahme mit ca. 8 Mio. angesetzt. Die Gemeindeverwaltung hat 
vorsorglich von Preissteigerungen die Umgestaltung mit 10 Millionen beim 
Fördergeber angemeldet. 50 % übernimmt die Gemeinde und ca. 50 % - 
ausgenommen Parkplätze – werden gemäß Zusage aus dem Fördertopf finanziert. Wir 
reden hier von ca. 4 bis 5 Millionen, die in mehreren Teilabschnitten über die nächsten 
Jahre ausgegeben werden sollen. 
 
Was war beziehungsweise ist eigentlich Ziel dieser Maßnahme?  
 
Bereits 2020 haben sich die Gemeinde und der Gemeinderat auf das gemeinsame Ziel 
verständigt, die Aufenthaltsqualität im Ortskern von Everswinkel zu verbessern. Eine 
weitere Umfrage der TU Dortmund im Jahr 2022 hat ebenfalls ergeben, dass sich viele 
Bürgerinnen und Bürger mehr Attraktivität in diesem Bereich wünschen. Daraufhin hat 
es 2023 einen Architektenwettbewerb gegeben, allerdings mit der Vorgabe, dass die 
Baukosten ca. 5.3 Millionen Euro betragen sollen. Hierfür gab es eine eindeutige 
Mehrheit. 
 
Die Anforderungen an die Überplaner waren, dass der sehr hohe Anteil an versiegelter 
Fläche mit einer wahrgenommenen hohen Anzahl an PKW-Stellplätzen umgestaltet 
werden soll. 
 
Was spricht aus unserer Sicht für die Umsetzung: 
 

1. Wir sind besser auf Starkregenereignisse durch eine Flächenentsiegelung und 
neu geplante Straßenabläufe vorbereitet 

2. Wir schaffen mehr Grünraum, was sich bei starken Temperaturanstiegen positiv 
auf das Klima auswirkt 

3. Wir schaffen mehr Barrierefreiheit für Menschen mit Geheinschränkungen 
4. Es sollen insgesamt zur Stärkung von Außengastronomie Bereiche aufgewertet 

werden. Hier entsteht am Kirchplatz aufgrund des Planansatzes bereits eine 
Vinothek. Ohne die Ortskernumgestaltung wäre es an dieser Stelle nicht dazu 
gekommen. Das hat der Investor sehr deutlich gemacht. 

5. Es wird insgesamt mehr Sitzmöbel, moderne Außenleuchten, Ladestationen 
größere Parkflächen und vieles mehr geben … und … das Wichtigste: 

6. Wir beheben den längst fälligen Sanierungsstau, gerade im Bereich der 
Bodenbeläge 

 
Welche kritischen Überlegungen haben wir angestellt beziehungsweise wurden uns in 
unzähligen Gesprächen mitgeteilt: 
 

1. Viele wünschen sich zwar eine Aufwertung des Ortskerns, stellen aber in Frage, 
ob die Parkplätze vor der Kirche unbedingt weichen müssen? Es war der 
Planentwurf des Siegerarchitekten und glauben Sie mir, wir hatten einen 
anderen Favoriten. Wir Liberale haben uns dafür stark gemacht, dass der 
Beschluss insoweit ergänzt wurde, dass in unmittelbarer Nähe neue Parkplätze 
entstehen sollen.  

2. Die Materialien und Mittel werden teilweise kritisch gesehen. Hier müssen und 
werden wir noch einmal in die Diskussion einsteigen, wenn die Entscheidungen 
tatsächlich anstehen.  
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3. Gibt es aktuell nicht wichtigere Maßnahmen, die man voranstellen sollte? 
Möglicherweis JA! Vielleicht sollten wir, gerade vor dem Hintergrund der 
angespannten Haushaltslage, noch einmal die Prioritäten überdenken. 

 
Nicht nur wir Liberalen, auch die SPD hatte im vergangenen Jahr eine Priorisierung 
der geplanten Maßnahmen gefordert. Dem ist unser Bürgermeister, Herr Seidel, 
nachgekommen und wir haben – jede Partei für sich – eine Punktebewertung für 
Großprojekte eingereicht. Es haben sich Mehrheiten für oder gegen bestimmte 
Projekte ergeben. Unser Vorschlag: Das sollten wir fortführen, aber bitte auch ernst 
nehmen. Es gibt immer noch Projekte, die im mittelfristigen Haushaltsansatz 
aufgeführt sind, die – so waren wir uns ALLE einig – zurückgestellt werden können. 
Zuhören - Sonst machen die Gespräche wenig Sinn. 
 
Folgende Maßnahmen wurden unter anderem thematisiert und sind gemäß 
Mehrheitsbeschluss in den Haushalt eingearbeitet worden: 
 

- Neubau der Feuerwehr in Alverskirchen: mit einem Planansatz von 8 
Millionen Euro.  

-  
- Der Kita-Neubau neben dem Vitusbad: mit einem Restbedarf von ca. 1,9 

Millionen Euro. Die Maßnahme hat uns insgesamt über 5 Millionen Euro 
gekostet. 

  
Meine Damen und Herren: Vergangenes können wir nicht ändern, aber wir müssen 
daraus lernen. Wir hätten vor der Planung der KiTa ins Detail gehen müssen. Mit dem 
neu zugeschnittenen Aufgabenfeld des Ausschusses für Bauen und Infrastruktur sind 
wir aus unserer Sicht jetzt auf dem richtigen Weg. Wir haben jetzt die Chance auf die 
Ausschreibungsinhalte Einfluss zu nehmen. Das war bisher nicht der Fall. Im August 
2026 soll die neue Kita bezugsfertig sein und durch die dann freiwerdenden Räume 
tun sich möglichweise auch neue Chancen und finanzielle Entlastungen auf. 
 
Erneuerung der Münsterstraße: 
 
Es mussten zwingend Kanal- und Straßensanierungsarbeiten durchgeführt werden. 
Die Maßnahme wurde bereits in 2024 begonnen und wird uns die nächsten zwei Jahre 
noch begleiten. Auch hierfür sind knapp 2,5 Millionen Euro in den kommenden Jahren 
eingeplant. Ein Ausgabenpaket, welches einmal begonnen, nicht mehr gestoppt 
werden kann.  
 
Ein weiteres stattliches Investitionsvolumen verbirgt sich hinter der ISTAG – also der 
neu gegründeten Wohnungsbaugesellschaft. Grundsätzlich gibt es auch bei uns in 
der Fraktion keine zwei Meinungen zum Bedarf an bezahlbarem Wohnraum. Über die 
Wege zur Umsetzung allerdings schon.  
 
Aus unserer Sicht sind vorab noch die Bedarfe zu klären. Welche Größe und Art von 
Wohnraum wird überhaupt benötigt? 
 
Wir Liberalen haben dieses Vorhaben in der Vergangenheit wohl am kritischsten 
begleitet, weil wir die Hoffnung hatten, dass durch Privatinvestoren eine wesentlich 
schnellere und für unsere Gemeinde deutlich risikoärmere Umsetzung möglich 
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gewesen wäre. Hier ist mehrheitlich anders entschieden worden. Und so bleibt unser 
Fazit: 
 
Ein sicherlich in Ansätzen gutes Projekt, in der Umsetzung allerdings sehr umständlich, 
kosten- und zeitintensiv. In Anbetracht der aktuellen Haushaltslage kommt dieses zum 
wahrscheinlich falschen Zeitpunkt.  
 
Wir kommen bereits jetzt in Summe auf mehrere Millionen Euro und das ohne 
Berücksichtigung der vielen ebenfalls notwendigen Beträge wie die Zuschüssen an die 
Vereine, Sanierungsmaßnahmen an Plätzen und Wegen, der Endausbau des 
bestehenden Gewerbegebietes, Instandsetzungen bei Gebäuden, aber auch auf 
Spielplätzen. Die Jugendlichen wünschen sich eine Pump-Track-Anlage und auch der 
Skatepark soll endlich aufgewertet werden. Es stehen Ersatzbeschaffungen zum 
Beispiel für die Feuerwehren und im IT-Bereich an.  
 
Vor der Festhalle soll ein Parkplatz für 300 Tsd. Euro erstellt werden und wenn wir uns 
die Energiekosten von über einer halben Millionen Euro anschauen, wird klar, dass wir 
auch hier möglichst schnell reagieren müssen, um diese zeitnah zu reduzieren. 
 
Für die Kreis- und Jugendamtsumlage werden, obwohl diese teilweise aktuell um 1,3 
% nach unten korrigiert wurde, Abgaben in Höhe von über 9 Million Euro gefordert.  
 
Wir sind bei den Ausgaben und Einnahmen in vielen Punkten fremdbestimmt. Bund 
und Land lassen uns bei vielen Pflichtaufgaben hier vor Ort buchstäblich im Regen 
stehen. 
 
Rat und Gemeinde müssen den Bürgerinnen und Bürgern für diesen Haushalt Rede 
und Antwort stehen. Aber wer ist maßgeblich mitverantwortlich für die finanzielle 
Misere in den Kommunen? Bund, Land oder vielleicht doch der Kreis? Und wer sitzt 
seit Jahren an diesen Schaltstellen? 
 
Meine Damen und Herren, das alles hat laut unserer Auffassung nichts mehr mit 
kommunaler Selbstverwaltung zu tun. Die zur Verfügung stehenden Gelder reichen für 
die geplanten Maßnahmen einfach nicht, Kredite werden notwendig. 
 
Die Gemeinde hatte in den vergangenen Jahren durch eine umsichtige Planung und 
Haushaltsführung zum  
 
31.12.2023 – einen Bestand an liquiden Mitteln von knapp 12 Millionen Euro 
aufgebaut. Innerhalb von nur drei Jahren haben wir diese fast vollständig verbraucht. 
 
Betrachten wir die Ausgleichsrücklage, dann stellen wir hier ein ähnliches Bild fest. 
Laut Prognose werden wir diese in den nächsten beiden Jahren aufgezehrt haben.  
 
Nun ist es so, dass in der Vergangenheit, die Prognosen und Planansätze immer 
düsterer vorhergesagt wurden, als es sich im Nachhinein tatsächlich dargestellt hat.  
 
Es gibt auch einen weiteren kleinen Lichtblick in Form des zugesagten Pakets „Gute 
Infrastruktur“. Für unsere Gemeinde bedeutet es einen noch nicht eingearbeiteten 
Geldsegen von 5 Millionen Euro, der in den nächsten Jahren für folgende Maßnahmen 
abgerufen werden können soll: 
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2.5 Millionen für Bildung und Infrastruktur 
1 Millionen für Klima 
1.5 Millionen für Digitales und Sport 
 
Kommen wir hier zum Kostenansatz der Schulsozialarbeit. Für die Verbundschule 
werden ohne mit der Wimper zu zucken Gelder eingestellt und bei der Grundschule 
wird darauf verwiesen, dass es Ländersache sei. 
 
Das Land wiederum teilte auf Nachfrage mit, dass die Förderung seitens des Landes 
freiwillig sei, da die Schulsozialarbeit im Grundsatz Aufgabe der Jugendhilfe und damit 
in der Verantwortung der Kommunen sei. Hier wird seitens des Bürgermeisters und 
der CDU mit dem Finger auf die Landesregierung gezeigt und diese schiebt die 
Verantwortung ebenfalls weiter, bis sie wieder hier vor Ort ist. Dabei sollte es eigentlich 
um die Sache gehen. 
 
Wir messen hier mit zweierlei Maß. Ich bin gespannt, wie die CDU und der 
Bürgermeister dieses der Öffentlichkeit erklären will. Für uns gehört der Ansatz der 
Schulsozialarbeit insgesamt aufgestockt und je nach Bedarf auf die Schulen verteilt.  
 
Einige Haushaltsansätze der kommenden Jahre können also durch Fördergelder 
mitfinanziert werden.  
 
Können wir also etwas entspannter in die Zukunft schauen? 
 
Alles hat bekanntlich mehr als nur eine Sichtweise. 
  
Das Paket „Gute Infrastruktur, bezahlt aus einem Sondervermögen – Entschuldigung, 
aber das Wort kommt mir nur schwer über die Lippen, weil es eigentlich 
Sonderverschuldung heißen müsste, bedeutet nichts anderes, als dass wir zu einem 
späteren Zeitpunkt wiederum zur Kasse gebeten werden. Denn irgendwann muss 
diese Neuverschuldung – ich weigere mich es Sondervermögen zu nennen – auch 
zurückbezahlt werden. 
 
Daher können wir das Liedzitat unseres Bürgermeisters aus einer seiner letzten 
Reden: 
 
„Egal was kommt, es wird gut sowieso.“ 
 
so nicht unterschreiben. So sorglos schätzen wir unsere Haushaltslage nicht ein. Wir 
müssen unserer Meinung nach schon ein wenig genauer hinsehen.  
 
Was bringt unsere Gemeinde nach vorne und ist zum jetzigen Zeitpunkt wirklich 
notwendig?  
 
Was kann verschoben oder eventuell sogar gestrichen werden? 
 
Unstrittig ist für uns: Ein weiter so kann und darf es nicht geben.  
 
Kommen wir zur Frage, wo wir gegebenenfalls die Einnahmensituation verbessern 
könnten? 
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Wir Liberale sind zunächst einmal bei den Gewerbesteuern, die bisher jährlich 
zwischen 6,5 bis 9 Millionen an Einnahmen ausgemacht haben. Seit Jahren können 
wir Gewerbetreibenden keine Flächen anbieten, weil wir es nicht hinbekommen ein 
weiteres Gewerbegebiet zu entwickeln. 
 
Wir bleiben klar bei unserer Haltung, dass eine zeitnahe Entwicklung des geplanten 
Gewerbegebietes Nord in der kompletten Größenordnung unbedingt notwendig ist. 
Eine weitere Verschiebung der Maßnahme lehnen wir ab. Jedes Jahr, welches wir 
verlieren, bedeutet nicht nur einen Verlust an Gewerbesteuereinnahmen, sondern 
auch einen Verzicht auf einen Teil der Lohn-, Einkommens- und Abgeltungssteuer. 
 
Es gibt eine Liste mit Gewerbetreibenden, die seit Jahren einen Bedarf an 
Gewerbefläche angemeldet haben. Erste Ankündigungen stehen im Raum, dass 
Unternehmen abwandern wollen, weil zeitnah keine Erweiterungsflächen angeboten 
werden können.  
 
Bei dem geplanten Gewerbegebiet Nord ist man sich nicht nur bei den 
Grundstücksangelegenheiten einig, es existieren auch bereits notwendige Gutachten 
und Planentwürfe.  
 
Ein neu angedachtes Gewerbegebiet an anderer Stelle ist nicht nur mit finanziellen 
und planerischen Unsicherheiten verbunden, es würden auch wieder mehrere Jahre 
ins Land gehen, wie uns der zuständige Amtsleiter berichtet hat. Alleine ein 
artenschutzrechtliches Gutachten geht zum Beispiel über eine komplette Brutsaison 
der Vogelwelt – also ein Jahr. 
 
Und ja, wir brauchen diese Einnahmen dringender denn je. Das kann jeder auf jeder 
Seite dieses Haushalts lesen. 
 
In dem uns vorgelegten Haushaltsentwurf gibt es für die FDP hier vor Ort viele richtige 
und zustimmungswürdige Maßnahmen, aber eben auch große Ausgabenpakete, die 
wir zu den angedachten Zeitpunkten sehr kritisch bewerten.  
 
Oberstes Ziel muss es sein, dass wir uns weiterhin die die Lage versetzen, 
handlungsfähig bleiben. Dabei sollten wir zunächst die Einnahmen sichern, um dann 
weitere Ausgaben zu planen. 
 
Wir Liberalen können und werden daher diesem Haushalt so nicht zustimmen.  
 
Zum Schluss meiner Rede noch ein großes Dankeschön an die vielen 
Ehrenamtlichen, die sich in ganz unterschiedlichen Bereichen mit ihren speziellen 
Fähigkeiten, viel Herzblut und Zeit in unserer Gemeinde einsetzen. Ich weiß, dass 
sie oft kein großes Aufheben wollen, aber es ist mir wichtig zu sagen: DANKE – für 
Ihren / Euren Einsatz. 

Und auch ein Dankeschön an die Verantwortlichen in der Gemeindeverwaltung. Es 
sind auch für Sie bzw. Euch herausfordernde Zeiten und nicht immer macht es Spaß 
mit uns zu diskutieren. Trotzdem müssen wir engmaschig im Austausch bleiben. 

Bleibt mir zum Schluss nur noch der Wunsch für uns alle, dass die verbleibende 
Adventszeit genutzt werden kann, um innezuhalten, Kraft zu tanken, die Freuden des 
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Lebens zu genießen, um dann gemeinsam die Herausforderungen der nächsten 
Jahre anzugehen. 

Uns allen wünsche ich jetzt im Kreise unserer Lieben einen besinnlichen und 
friedvollen Jahresausklag. Und denken Sie alle daran, mit Respekt, Wertschätzung, 
Liebe und Zusammenhalt lassen sich die meisten Herausforderungen und Konflikte 
lösen. 

Bis nächstes Jahr. 


